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Aufbau diplomatischer Beziehungen zu der Republik China 5 
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 7 

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung, Bundesrat 8 

 9 

 10 

Antrag: 11 

„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 12 

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, 13 

dafür zu sorgen, dass die Bundesregierung diplomatische Beziehungen zu der Re-14 

publik China (Taiwan) aufbaut. 15 

 16 

Begründung: 17 

In diesem Jahr jährt sich das Massaker auf dem Tian’anmen-Platz in Peking zum 18 

30. Mal. Tausende friedlich demonstrierende Menschen wurden dabei umgebracht. 19 

Das dafür verantwortliche Regime, die Regierung der Volksrepublik China, ist welt-20 

weit diplomatisch anerkannt und Mitglied der Vereinten Nationen. Auch die Bundes-21 

republik Deutschland unterhält Handel und diplomatische Beziehungen zu dieser, 22 

trotz etlicher Menschenrechtsverletzungen. 23 

 24 

Es gibt aber seit 1949 ein zweites China, die Republik China. Sie ist im Ergebnis des 25 

Bürgerkrieges zwischen Mao Tse-tung und Chiang Kai-shek entstanden. Beide 26 

Staaten waren Mitglieder der UN, bis die VR China 1972 den Ausschluss Taiwans 27 

aus der UNO durchsetzte. Dafür gibt es keine völkerrechtliche Grundlage. Die 28 

Kairoer Erklärung von 1943, in der die Alliierten China die Rückgabe Taiwans nach 29 

dem Krieg versprachen, war völkerrechtlich nicht bindend. Jahrzehntelang haben 30 

die UN die Existenz zweier deutscher Staaten anerkannt, und bis heute werden die 31 

beiden koreanischen Staaten gleichbehandelt. Seit 1987 begann in Taiwan eine de-32 

mokratische Entwicklung. Heute ist die Republik China im Gegensatz zur Volksre-33 

publik China ein demokratisches Land nach unseren Maßstäben, in dem das Volk 34 

selbst bestimmt. Dennoch erkennen wir dieses Land nicht an.  35 

 36 

Aus moralischer Verantwortung und Vertreter von demokratischen Werten muss die 37 

Bundesrepublik Deutschland die Republik China (Taiwan) anerkennen. Die schles-38 

wig-holsteinische Landesregierung soll sich mit einer Vorbildfunktion im Bundesrat 39 

für die Anerkennung einsetzen. 40 


